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Sprechstunde mit 
MdA Harald Gindra 
Montags, i.d.R. 14-tä-
gig 15 - 17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Mieterberatung
Je 2. und 4. Di. im 
Monat 14  - 16 Uhr im 
Kiezbüro

Sprechstunde mit 
MdA Philipp Bertram 
i.d.R. je 3. Montag 
15-17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Sprechstunde Sprechstunde mit mit 

Sozial-
Rechtsberatung
im Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 
75, 12103 Berlin, Je. 2. 
und 4. Do., 15-17 Uhr, 
um Anmeldung wird 
gebeten. Siehe S. 4

Sozialberatung 
mit RA Claus Föster, 
Di. 10.07. 10 - 12 Uhr
in der Roten Insel 

In Frankreich gibt es sie bereits – mit einigem Er-
folg, in Deutschland soll sie noch entstehen: eine 
linke Sammlungsbewegung. Auf einer Veranstal-
tung in Schöneberg wurden Chancen und Risiken 
einer solchen Initiative diskutiert. Kann die franzö-
sische Bewegung „La France Insoumise“ das Vor-
bild sein? 

Weiter so mit GroKo und Merkel – für viele ein 
Albtraum. Immer mehr Menschen hoff en auf 

Veränderung, wollen sich nicht damit abfi nden, 
dass es immer so weiter geht. Eigentlich bringt 
diese Gesellschaft alle Ressourcen hervor, die wir 
für einen funktionierenden Sozialstaat und ein 
auskömmliches Leben für Alle bräuchten. Doch 
die Früchte unserer Arbeit werden ungleich ver-
teilt. Milliardenvermögen auf der einen, Investiti-
onsstau in Schulen, Kitas und Krankenhäusern auf 
der anderen Seite. Sprudelnde Gewinne bei gro-
ßen Konzernen, stagnierende Löhne in den unte-
ren Gehaltsgruppen und Einbußen bei den Rent-
nern. Himmelschreiende Ungerechtigkeiten, die 
viele nicht mehr hinnehmen wollen. Wie aber kann 
der Druck für einen Politikwechsel erhöht wer-
den? Wie kann Frust zu sozialem Widerstand wer-
den? Wie verhindern wir, dass der Frust sich als 
rechte Protestwahl entlädt? 

DIE LINKE diskutiert derzeit über Möglichkeiten, 
in Deutschland eine linke Sammlungsbewegung 
ins Leben zu rufen. Dabei geht der Blick nach 
Frankreich. Dort wird der Protest gegen die unso-
ziale und selbstherrliche Politik des Präsidenten 
Macron immer lauter. 

Vorbild Frankreich? Linke Bewegung gegen 
Sozialabbau, für Umverteilung und Frieden 

Fortsetzung auf Seite 5 

Sommerfest 
mit Oskar Lafontaine
am 4.Juli  
in 
Marienfelde

17 - 19 Uhr 

im Hof der 

Hildburghauser Straße 29 

Mit Hüpfburg und

Musik: Trio Scho

Nino Ruggieri und  
Elisabeth Argilagos 

Te m p e l h o f - S c h ö n e b e r g

www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de

forderte die Frakti-
onsvorsitzende der 
LINKEN Sahra Wa-
genknecht in ih-
rer kämpferischen 
Rede auf dem Leip-
ziger Bundespar-
teitag. Während ei-
nige „Qualitätsmedi-
en“  ihre Berichter-
stattung  einseitig auf  
linke Kontroversen in 
der Einwanderungs-
politik  konzentrier-

ten, wurden hingegen  grundlegende Alternativen   
zur Politik der Bundesregierung von den Delegier-
ten diskutiert und  beschlossen! 
DIE LINKE setzt sich für eine soziale Off ensive für 
alle hier lebenden Menschen ein, egal ob es sich 

um Gefl üchtete oder die einheimische Bevölke-
rung handelt. DIE LINKE stellt klar: Die berechtig-
ten Bedürfnisse der Menschen dürfen dabei nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Die neolibe-
rale Deregulierungs – und Sparpolitik der letzten 
Jahrzehnte hat die Lebensverhältnisse von über 
40 Prozent der Bevölkerung entscheidend ver-
schlechtert und nicht, wie oft behauptet, die Auf-
nahme von Flüchtlingen. 

Der Parteitag bekräftigt: DIE LINKE kämpft gegen 
die kapitalistische Politik der Enteignung vieler 
Menschen und die daraus entstandene Unsicher-
heit und Hoff nungslosigkeit. Und die Gegner in 
diesem Kampf sind „die Superreichen und Konzer-
neigentümer, die Profi teure des kapitalistischen 
Wirtschaftens und ihre machtvollen Verbündeten“ 
in der Politik. 

Nachbetrachtung Bundesparteitag
„Dieses Land verändern!“

 Fortsetzung auf Seite 7
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Die BVV am 16. Mai 2018Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man die Rathaus-Politik im 
Bezirk direkt beeinflussen 
kann. Die Verordneten von 
DIE LINKE beraten und un-
terstützen Sie/Dich gerne 
dabei.  
Mehr Demokratie im 
Bezirk www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
aktuelles/buergerbeteiligung/
artikel.395202.php
Einwohnerfragen Frage-
stunde Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohnerin-
nen und Einwohner am An-
fang der Sitzung Anliegen 
öffentlich machen und eine 
Antwort vom Bezirksamt 
abfordern: 
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
einwohnerfragen/
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid Grund-
sätzlich sind Bürgerbegeh-
ren zu allen Themenbe-
reichen möglich, in denen 
die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) beschluss-
berechtigt ist. 
Eingaben und Beschwer-
den Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können  als Petition an den 
BVV-Ausschuss eingereicht 
werden: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
eingaben-und-beschwerden/
formular.395270.php
Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen Bei 
neuen Bebauungsplänen 
sind Interventionen mög-
lich: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
aemter/stadtentwicklungsamt/
stadtplanung/
bebauungsplanung/
Bebauungsplanung

BVV-Sondermittel „Zu-
schüsse für Vereine, Bür-
gerinitiativen und Projek-
te aller Art“. www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/politik-und-
verwaltung/bezirksverordnetenver-
sammlung/aktuelles-und-wissens  

wertes/artikel.347560.php
Fortsetzung auf Seite 3

Beschwerden von Anwohner_innen warten 
seit vielen Monaten auf Bearbeitung
In der Mündlichen Anfrage von BV Wissel (DIE 
LINKE), die aus Zeitgründen schriftlich beantwor-
tet wurde, ging es um eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen das Straßen-und Grünflächenamt 
wegen Nichttätigwerden. Vor dem Grundstück in 
der Rosenheimer Straße 39 wurde unrechtmä-
ßig auf öffentlichem Straßenland eine versenkba-
re Müllkastenanlage errichtet, die Mieter_innen 
Gestank und Lärm aussetzt. Vor inzwischen fast 
zwei Jahren ist das Bezirksamt darüber von den 
Mieter_innen informiert worden, aber Abhilfe wur-
de bis heute nicht geschaffen. Obwohl die Zeit 
drängt, dass das Bezirksamt endlich seinen Pflich-
ten nachkommt, werden die Anwohner_innen des 
Hauses hingehalten. „Das Bezirksamt befindet 
sich derzeit in der Prüfung, wie mit einer solchen 
Anlage umzugehen ist“, war die dünne Antwort 
der grünen Stadträtin Christiane Heiß. DIE LIN-
KE teilt die Sicht der Mieter_innen – was unrecht-
mäßig entstanden ist, muss unverzüglich entfernt 
werden. 

Investorhöriges Bezirksamt fördert Bauen in 
der Kurfürstenstraße
Mit einer Großen Anfrage (Drs. 714) von DIE LIN-
KE zu einem Bauvorhaben in der Kurfürstenstraße 
145-149 wird das profitmaximierende Verhalten 
und Vorhaben des Investors kritisch hinterfragt. 
Stadträtin Heiß (Grüne) ist die Zweckentfremdung 
durch Leerstand des o.g. Gebäudes bekannt, der 
Eigentümer würde einen Abriss und einen Neu-
bau anstreben. Eine Genehmigung des Bezirksam-
tes liege jedoch noch nicht vor. Über ein Asbest-
Sanierungskonzept, das der Eigentümer (die Tay-
lor Company) nach einer Begehung, u.a. mit der 
Bauaufsicht und dem Gesundheitsamt, schon im 
November 2016 vorlegen sollte, sei im Amt auch 
nichts bekannt. Man fragt sich insgesamt, warum 

das Bezirksamt bei dem Treiben des Investors, der 
auch Instandsetzungsmaßnahmen nicht durchge-
führt hat, und diese noch als Modernisierung aus-
gibt, die Augen verschließt. Stattdessen wird auf 
„keine Zuständigkeit“ verwiesen oder behauptet, 
Vorgänge, die den Rechtsbereich „soziale Erhal-
tungsverordnung“ betreffen, seien nicht bekannt. 
Zumindest strebt das Bezirksamt an, als Kompen-
sation für den geplanten Abriss die Bestandswoh-
nungen in der Kurfürstenstraße 148 mit Mietpreis- 
und Belegungsbindungen von 30% der zukünftigen 
Wohnungen zu verrechnen. Aber auch hierzu hat 
der Vermieter noch nicht reagiert. Insgesamt gibt 
es mehr Fragen als Antworten zu diesem Projekt, 
wobei auch nicht klar ist, ob das Bezirksamt tat-
sächlich alle Informationen offenlegt. DIE LINKE 
verurteilt den geplanten Abriss an Bestandswoh-
nungen. Neue Wohnungen können nur teurer wer-
den, oder es werden gar Eigentumswohnungen. 

Werbeverbot für Bundeswehr, Alkohol und 
sexistische Werbung
Mit drei Anträgen (Drs. 725, 730, 734) von DIE 
LINKE soll in unserem Bezirk ein Zeichen gegen 
bestehende, nicht hinnehmbare Zustände gesetzt 
werden. Es ist gängige Praxis, dass – auch in der 
Nähe von Grund- und Oberschulen – Alkohol-
werbung plakatiert wird, ebenso Werbung für die 
Bundeswehr sowie sexistische Werbung. Kinder 
und Jugendliche erhalten so ein verzerrtes Bild 
von Alkohol, während über die entsprechenden 
Gefahren nicht aufgeklärt wird. Die Plakate der 
Bundeswehr zielen bewusst auf Minderjährige 
und bewerben eine Aufgabe, deren Tragweite 
außerhalb jedweden bürgerlichen Berufsbildes 
steht. Und die sexistische Werbung reproduziert 
bestehende Geschlechterklischees und erniedrigt 
Frauen zu Objekten. Die Anträge wurden zunächst 
in verschiedene Ausschüsse überwiesen. 

Elisabeth Wissel

Unzureichende Lärmschutzmaßnahmen am 
Innsbrucker Platz
Anwohner_innen in der Nähe des Innsbrucker 
Platzes sind einer hohen Lärmbelastung durch die 
S-Bahn wie auch den zunehmenden Güterverkehr 
ohne den notwendigen Schallschutz ausgesetzt. 
Dies ergab u.a. die Antwort von Stadtrat Oltmann 
(Grüne) auf die Mündliche Anfrage von BV Wissel 
(DIE LINKE). Weiter hieß es, das Bezirksamt sei 
zuversichtlich, dass im Zuge der geplanten Bau-
maßnahmen ein ausreichender Lärmschutz ge-
schaffen werde. Nur nützt es den Anwohner_in-
nen wenig, wenn dies möglicherweise erst in fünf 
Jahren geschieht. Das Bezirksamt wird die Deut-
sche Bahn auch nicht zum Handeln auffordern, 
da angeblich die „rechtlichen Instrumente“ hier-
zu fehlen. Lediglich Beschwerden werden „ggf. 

weitergeleitet“. Für Anwohner_innen bleibt offen-
sichtlich nur der demütigende Weg, möglichst vie-
le Beschwerden einzureichen. Ob die Deutsche 
Bahn dann auch Gegenmaßnahmen ergreift ist al-
lerdings nicht gesichert.

CDU will Kontrollen im Radverkehr verstärken
Mit ihrem Antrag (Drs. 741) will die CDU von der 
tatsächlichen Misere, die derzeit im Straßenver-
kehr herrscht, ablenken. Der ADFC (Allgemeiner 
Deutscher Fahrrad-Club) hat zu diesem Thema 
Fakten zusammengestellt, wonach bei über 80% 
der Unfälle von Radfahrenden Kraftfahrzeuge be-
teiligt sind, und 75% der Unfälle durch LKW-Fah-
rer_innen verursacht werden. 

Die BVV am 20. Juni 2018



 

Elisabeth Wissel
Fraktionsvorsitzende 
Ausschüsse für: Bibliothe-
ken, Bildung und Kultur; 
Soziales, Senioren und 
demografischer Wandel; 
Hauptausschuss; Facillity 
Management; Ältestenrat.
 
Telefon: 01577 34 62 721

elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de

Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel:    030 /90 27 74 898 
(Neu: 30 26 59 34 86)
E-Mail: kontakt@
linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr  
 
Fraktionssitzung:
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen. Mitglie-
der, andere kommunal 
Interessierte und von 
bezirklichen Entscheidun-
gen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss 
auf Vorlagen der BVV 
nehmen.
Fraktionssitzungster-
mine
Freitag 29.06.2018 
Themenabend, um 18 
Uhr und 27.08.2018 um 
19 Uhr, Vorbereitung der 
BVV  im Raum 2115 im 
Rathaus Schöneberg. 

Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung nach der 
Sommerpause findet am 
29.08.2018 um 17 Uhr, 
im Rathaus Schöneberg, 
BVV-Saal statt. 
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He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender  
Ausschüsse für: Bürger-
dienste und Ordnungs-
angelegenheiten;  Stra-
ßen, Verkehr, Grün und 
Umwelt;  
Jugendhilfeausschuss.

martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Christine Scherzinger

Ausschüsse für: 
Stadtentwicklung; 
Wirtschaft. 

 

christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Ausschüsse für: 
Eingabe und Beschwer-
den; Schule; Integrati-
on (Ausschussvorsitz); 
Frauen-, Queer- und In-
klusionspolitik (Stellv. 
Ausschussvorsitz).

carolin.behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,
am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Katharina Marg
 
Ausschüsse für: 
Rechnungsprüfung; 
Gesundheit; Sport.

katharina.marg@ 
linksfraktion-ts.de

www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/allris.net.asp

Die BVV am 20. Juni 2018 
Fortsetzung von Seite 1
Sicher gibt es auch Menschen, die mit dem Fahr-
rad unterwegs sind und sich im Straßenverkehr 
nicht korrekt verhalten, jedoch sollte man doch 
die Verhältnismäßigkeit wahren.  

Im Straßenverkehr sind Radfahrende neben Fuß-
gänger_innen die schwächsten Teilnehmenden, 
und im Ernstfall die Leidtragenden wenn es zu 
einem Unfall kommt. Vor allem für ihre Sicher-
heit müsste daher mehr getan werden, etwa bzgl. 
Falschparken, Parken in der zweiten Reihe, Miss-
achtung von roten Ampeln, Schneiden von Rad-
fahrenden beim Abbiegen, oder sie erst gar nicht 
beachten u.v.m. Der CDU-Antrag wurde in den zu-
ständigen Ausschuss überwiesen.

„Haus der Jugend“ sorgt für Verwirrung
DIE LINKE wollte mit ihrem Ersatzantrag zur Be-
schlussempfehlung (Drs. 744) „Haus der Jugend“ 
aus dem Jugendhilfeausschuss das Vorhaben so-
weit qualifizieren, dass neben der Forderung ei-
nes „dauerhaften, abgesicherten Standortes für 
Angebote der Jugendfreizeit und Jugendhilfe“ 

auch andere soziale Träger als Gemeinbedarfsflä-
che Platz finden und entsprechend anderweitige 
Nutzungen baurechtlich ausgeschlossen werden. 
Das wollten aber vor allem SPD und Grüne nicht, 
die einer kommerziellen Nutzung nicht abgeneigt 
sind. 

Jedoch ist dies nach Meinung der LINKE nicht ziel-
führend und Konflikte und Einschränkungen für 
die Jugendlichen wären damit vorprogrammiert. 

Laut unserem Ersatzantrag sollte die Bauherrin 
Gewobag auch mit den in ihrer Existenz bedroh-
ten Jugendeinrichtungen Potse und Drugstore das 
Gespräch suchen. Bezirksverordnete von SPD und 
Grüne machten in der Debatte allerdings deutlich, 
dass es ihnen mit dem „Haus der Jugend“ nicht 
um Potse und Drugstore gehe, obwohl im Jugend-
hilfeausschuss dies schon in Erwägung gezogen 
wurde, und dieses Standortproblem dringlichst ei-
ner Lösung bedarf. Unser Ersatzantrag wurde lei-
der abgewiesen. 

Elisabeth Wissel
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Im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra MdA,
Sprecher für Wirtschaft und 
Entwicklung der Linksfrakti-
on im Abgeordnetenhaus.  
gindra@linksfraktion.berlin.
Kiezbüro: 
Hildburghauser Str. 29
12279 Berlin
Öffnugszeiten: 
Di. u. Do. 10-16 Uhr 
Tel: +49 30 40 74 89 79 
buero@harald-gindra.de
Sprechstunde: 
Do. i.d.R. 14-tägig, 
16 -18 Uhr, nach 
Absprache.  
Mieterberatung: Je 2. u. 4. 
Di. im Monat 14 -16 Uhr im 
Kiezbüro 

Philipp Bertram, MdA
Sportpolitischer Sprecher
der Linksfraktion im
Abgeordnetenhaus:
bertram@linksfraktion.berlin
Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 75
12103 Berlin
Öffnungszeiten:
Di - Fr: 10-16 Uhr
Tel: +49 30 23 25 25 47
buero@philipp-bertram.de
Sprechstunde: 
i.d.R. 14-tägig 
Je 2.+4. Fr, 15-17 Uhr, Stadtbüro
Je 2./3. Mo, 15-17 Uhr 
Rote Insel

Sozial-Rechtsberatung: 
i.d.R. je 2. und 4. Do 15-
17 Uhr im Stadtbüro, mit 

Anmeldung!

In der Mai-Sitzung der BVV-Tempelhof-Schö-
neberg wurde der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Bibliotheken, Bildung und 
Kultur gefolgt und das Bezirksamt beauftragt, 
einen Gedenkort für das KZ Kolumbiahaus 
einzurichten. 
Gedenkstättenverein „THF 33-45“, Förderver-
ein für ein Gedenken an die Nazi-Verbrechen auf 
dem und um das Tempelhofer Flugfeld e.V., in 
dem auch Harald Gindra Mitglied ist, setzt sich 
seit Langem dafür ein, in Kooperation mit dem 
Land Berlin und der Stiftung Gedenkstätte „Topo-
graphie des Terrors“, ein gestalterisches Gesamt-
konzept zu erarbeiten, dass eine adäquate Erin-
nerungskultur für dieses dunkle Kapitel der Ge-
schichte des Bezirks ermöglicht. Bislang gibt es 
ein Mahnmal am nördlichen Rand des Columbia-
damms, das sich aber nicht an der authentischen 
Stelle des KZ befindet.

Das Columbia-Haus am nördlichen Rand des Tem-
pelhofer Feldes wurde von den Nazis ab 1933 zu-
nächst als Gestapo-Gefängnis genutzt. Ende 1934 
wurde das Konzentrationslager eingerichtet und 
mit dem Bau des Tempelhofer Flughafens 1936 
aufgelöst und 1938 wieder abgerissen. 

Aufgrund seiner Lage in der Hauptstadt, wurden 
dort besonders viele politische Gefangene inter-
niert. Damit ist es ein besonderes Symbol für die 
Begründung der totatlitaristischen Gewaltherr-
schaft der Nazis und verlangt nach einem Gedenk-
ort, der dieser Bedeutung gerecht wird. 

Das Aufrechterhalten der Erinnerung an die Nazi-
Verbrechen als Mahnung für unsere Gesellschaft 
ist eine Aufgabe, die niemals als erledigt gelten 
darf. 

Nikolaus Mock 

Gedenkstättenverein „THF 33-45“ 
ist beschlossene Sache

Der Senat unterstützt die Bezirke mit zusätz-
lichen Mitteln für die Kulturarbeit, die jedoch 
unterschiedlich verwendet werden. Für den 
Kulturfonds unseres Bezirkes stehen 2018 
über 85.870 Euro zur Verfügung, im Vergleich 
zum Vorjahr eine Erhöhung um 122%. Jedoch 
wurde vom Bezirksamt bisher nur ein Teilbereich 
für 10 Projekte beantragt, zu je einem Drittel für 
die Bereiche Museum, Galerien und dezentrale 
Kulturarbeit, insgesamt 38.623 Euro. 

Aufgeklärt wurde ich von der zuständigen Stadträ-
tin Kaddatz (CDU) in meiner Kleinen Anfrage (Nr. 
224), dass Musikschule und Volkshochschule lei-
der nicht in den Bereich des Kulturfonds fallen. 
Enttäuschend war auch die Antwort, dass bezirk-
liche Theaterprojekte nicht wirklich unterstützt 

werden, nur im Bereich Kooperationen, Bera-
tung bei Fördermittelbeantragung, sowie Bereit-
stellung von Räumlichkeiten und bestehender 
Einrichtungen. 

Auch wurde weder dringend erforderliches Perso-
nal eingestellt, noch wurden entsprechende Ent-
fristungen vorgenommen. 
Über 11.300 Euro wurden bisher in bauliche und 
technische Maßnahmen verausgabt. Insgesamt 
sind diese Informationen sehr ernüchternd. 

Die Absicht der Landesregierung war besonders, 
im personellen Bereich unterstützend zu wirken, 
was offenbar in unserem Bezirk bislang nicht ge-
nutzt wird.

Elisabeth Wissel

Am 28. Mai begann die Öffentlichkeitsbeteili-
gung zur Änderung des Flächennutzungsplans 
für den Dreifaltigkeitsfriedhof III in Marien-
dorf. Wir rufen dazu auf, sich schriftlich gegen die 
Umwidmung auf dem südlichen Teil des Friedhofs 
auszusprechen. Einsprüche können bis zum 29. 
Juni eingereicht werden. 

Dies entspricht der einstimmig beschlossenen 
Forderung der BVV, den Flächennutzungsplan nur 
für einen Teil des Friedhofs zugunsten eines ge-
meinnützigen Projektes der Anne-Ramm-Stiftung - 
auf Ursprungsinitiative der Linksfraktion. Auf dem 

südlichen Teil des Friedhofs sind Bestattungen 
vorgenommen worden und wir möchten das Ge-
biet als Grünfläche entwickeln. 

Das Bezirksamt hat im Verfahren ebenfalls die 
Möglichkeit, sich in diesem Verfahren zu posi-
tionieren und fordern ein, dass dies gemäß der 
bisherigen politischen Leitlinie des Bezirksamts 
geschieht. 
Hier der Link zum weiteren Verfahren: 
www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/fnp/de/
buergerbeteiligung/0218.shtml 

BV Martin Rutshc

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum 
Mariendorfer Dreifaltigkeitsfriedhof III

Bis zu 50% mehr Mittel für den Kulturbereich
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Fortsetzung von Seite 1
Woche für Woche gehen Hunderttausende auf die 
Straße – mit der klaren Kampfansage gegen Ma-
cron, den „Präsidenten der Reichen“. Angeführt 
wird der Protest von Jean-Luc Mélenchon und der 
von ihm ins Leben gerufenen linken Sammlungs-
bewegung La France Insoumise („das unbeugsa-
me Frankreich“). Mélenchon ist ein enger Freund 
des Gründungsvorsitzenden der LINKEN, Oskar 
Lafontaine, der gemeinsam mit Sahra Wagen-
knecht, Fraktionsvorsitzende der LINKEN im Bun-
destag, für eine linke Sammlungsbewegung in 
Deutschland wirbt. Da liegt es nahe, sich die Ent-
wicklungen in Frankreich mal genauer anzuschau-
en. DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg griff die-
se akt uellen Fragen am 29. Mai auf und lud Peter 
Wahl, Gründungsmitglied des globalisierungskriti-
schen Netzwerks Attac, ein. Peter Wahl ist Autor 
einer Studie über La France Insoumise, also ein 
genauer Kenner. 
 
Mélenchon führt nicht nur die Proteste auf der 
Straße an. Er ist in der Wahrnehmung der Franzo-
sen zum Oppositionsführer, zum wichtigsten Ge-
genspieler von Macron geworden. Bei der Präsi-
dentschaftswahl im vergangenen Jahr erhielt er 
fast 20 Prozent – so viel wie schon lange kein lin-
ker Kandidat mehr. La France Insoumise lässt sich 
aber nicht auf die Unterstützung von Mélenchon 
bei Wahlen reduzieren. Die Bewegung wird von 
unten getragen und entwickelt in unzähligen Ak-
tionsgruppen und Kommissionen ihre Politik. Al-
lerdings ohne die für herkömmliche Parteien üb-
liche Bürokratie und ohne die klassischen Partei-
strukturen. Kreis- und Landesverbände, Parteita-
ge mit Delegierten, das alles gibt es bei La Fran-
ce Insoumise nicht. Das unterstreicht den Charak-
ter von La France Insoumise als Bewegung. Der 
Unterschied zu Deutschland besteht darin, dass 
eine Bewegung hierzulande nicht zu Wahlen antre-
ten kann. In diesem Sinne wäre eine linke Samm-
lungsbewegung auch keine Alternative oder gar 
Konkurrenz zur Partei DIE LINKE. Zu klären blie-
be allerdings das Verhältnis von Partei und Bewe-
gung zueinander.  
Eine radikale Umweltpolitik, Wiederaufbau des 
Sozialstaats, Interessensvertretung für die Lohn-
abhängigen gegen die Bosse, Widerstand gegen 

Privatisierungen, Kritik an EU und Euro, Austritt 
aus der NATO und Beendigung der Militäreinsät-
ze in Afrika: hinter diesen Inhalten versammeln 
sich in Frankreich Hunderttausende. Könnte eine 
solche Bewegung auch in Deutschland eine der-
artige Dynamik entfalten? Die französische Situa-
tion lässt sich nicht 1:1 auf Deutschland übertra-
gen. Das politische System hierzulande ist träge, 
der Widerstand gegen Sozialabbau und Renten-
klau noch viel zu schwach. Die politische und wirt-
schaftliche Krise ist in Deutschland nicht so zug-
espitzt wie in anderen europäischen Ländern, so 
Peter Wahl. Aber es gibt auch Parallelen: Auch in 
Deutschland ist der Verdruss vieler Bürger über 
die politischen Verhältnisse mit den Händen zu 
greifen, viele fühlen sich nicht mehr repräsenti-
ert, sehen ihre Interessen unter die Räder kom-
men. Auch in Deutschland hat die Glaubwürdig-
keit der etablierten Parteien gelitten, vor allem die 
der SPD.  
Zum Thema des Abends passte es gut, dass am 
selben Tag eine Umfrage für Aufsehen sorgte, 
der zufolge Sahra Wagenknecht die einzige Poli-
tikerin in Deutschland ist, die es mit Angela Mer-
kel aufnehmen kann. In der Kanzlerfrage liegt sie 
nur knapp hinter Merkel, während alle SPD-Spit-
zen (Nahles, Scholz, Maas) weit abgeschlagen 
sind. Auch darin drückt sich der Wille nach Verän-
derung aus. Und es zeigt: Der SPD wird die Kraft 
zur Veränderung nicht zugetraut. Ist also der rich-
tige Moment für eine linke Sammlungsbewegung 
auch in Deutschland gekommen? Peter Wahl hat 
uns diese Entscheidung nicht abgenommen, aber 
klar gemacht: Erfolg ist nie garantiert. Erst hinter-
her weiß man, ob man den richtigen Moment ge-
wählt hat oder vielleicht doch zu früh oder zu spät 
dran war. Aber: Ohne den Mut, es einfach zu ver-
suchen, geht es auch nicht. In diesem Sinne wäre 
der LINKEN und allen Menschen in Deutschland, 
die sich mit der gegenwärtigen Politik nicht abfin-
den wollen, zu wünschen, dass sie den Mut auf-
bringen, dass sie es wagen. Sahra Wagenknecht 
hat bereits angekündigt, dass sie im September 
einen Aufschlag für eine linke Sammlungsbewe-
gung machen will – hoffentlich gemeinsam mit 
vielen Mitstreitern.

 Alexander King

Vorbild Frankreich? Linke Bewegung gegen Sozialabbau, 
für Umverteilung und Frieden 

„Haus der Jugend“ zu 
einem Haus für die 
Jugend machen 

PRESSEMITTEILUNG: 
20. Juni 2018
Noch vor der Sommer-
pause soll eine langfris-
tige Lösung für die be-
drohten Jugendzentren 
Potse und Drugstore be-
schlossen werden. Die-
se Lösung nennt sich 
„Haus der Jugend“ und 
ist eine Idee der Gewo-
bag. Die Linksfraktion hat 
sich bei der ersten Bera-
tung im Jugendhilfeaus-
schuss am 25. April ent-
halten, da eine langfristi-
ge Lösung für Potse/Drug-
store im Grundsatz unter-
stützt, aber gleichzeitig 
Mängel in der von der Ge-
wobag vorgestellten Pro-
jektskizze sieht. 
 
Deshalb hat sie zur beste-
henden Beschlussemp-
fehlung den Ersatzantrag 
„Haus der Jugend – Haus 
nur für die Jugend“ einge-
bracht, um die Beschlus-
sempfehlung des Jugend-
hilfeausschusses inhaltlich 
zu schärfen. 

Dazu erklärt der jugendpo-
litische Sprecher der Frak-
tion, Martin Rutsch: „Die 
vorliegende Beschluss-
empfehlung des Jugendhil-
feausschusses öffnet die 
Bühne für einen Gewer-
beneubau, in dem weni-
ger als die Hälfte der Nutz-
fläche für Jugendnutzung 
vorgesehen ist. Ein Haus 
der Jugend sollte nur Ju-
gendnutzungen beherber-
gen. Wir wollen, dass nur 
Angebote der Jugendfrei-
zeit, der Jugendhilfe und 
andere soziale Träger im 
zukünftigen Haus der Ju-
gend Platz finden. Kom-
merzielle Anbieter haben 
im Haus der Jugend nichts 
zu suchen.“  

BV Martin Rutsch, 
Jugendpolitischer Sprecher

BiIder: German Khananaev



Mehr als 3.26 Millionen 
Erwerbslose. 
Zeit zu handeln statt zu 
tricksen 
Wer die tatsächliche Arbeits-
losigkeit erfassen will, muss 
ehrlich rechnen. (...) Hier ist 
die tatsächliche Zahl, die 
allein auf amtlichen Daten 
der Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit beruht. Im 
Mai 2018 tatsächlich fast  
3.26 Millionen Menschen 
arbeitslos. Darüber hinaus 
tauchen 82.000 nicht er-
werbstätige Personen – die 
korrigierte sog. stille Re-
serve1 – in keiner Arbeitslo-
senstatistik auf, weil sie sich 
entmutigt vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen haben und 
sich nicht (mehr) als arbeits-
los registrieren lassen.
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im März 2018
                           2.315.487   
Nicht gezählte Arbeitslose 
verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen Ar-
beitslosengeld I und/oder 
ALG II 0                  165.934
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)                72.923  
Förderung von Arbeits-
verhältnissen 2          6.940
Fremdförderung     260.786
Bundesprogramm sozia-
le Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung  15.710    
Berufliche Weiterbildung         
                               158.659 
Aktivierung und berufliche-
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                 
                               196.252  
Beschäftigungszuschuss
(für schwer vermittelbare
Arbeitslose)               2.122
Kranke Arbeitslose (§126 
SGB III)                     67.787 
Nicht gezählte Arbeits-
lose gesamt:        947.113
Tatsächliche Arbeitslosig-
keit im März 2018     
                           3.262.600  
Quelle: BfA Monatsbe-richt 
Mai 2018, Tab. 6.7. 0Die 
dort aufgefühte Altersteilzeit 
sowie Gründungszuschusse 
und sonstige geförderte 
Selbstständigkeit haben wir 
in der Tabelle nicht berück-
sichtigt. Die dort ebenfalls 
älteren Arbeitslosen die auf
geführten auf Grund ver-
schiedene rechtlicheRegel-
ungen (§428 SGBIII, 65 
Abs.4 SGBII, 53a, Abs.2, 
SGB II u.a.) nicht als Arbeits-
lose zählen, älter als 58
beziehen ALG I oderALGII.
1IAB Kurzbericht  7/2018 
Seite 10; (Stille Reserve im 
engeren Sinn - Prognose 
2017/2017) 
2Mit demGe-setz zur 
Verbesserung der 
Eingliederungschancen...
zum Juli2012(...) zur Förder-
ung von Arbeitsverhältnisse 
(FAV) verbunden. 3Mit 05.2016 neu in Bericht-
erstatung der unterbe-
schäftigungaufgenommen.
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Werbeverbot für die Bundeswehr in der 
Nähe von unseren Schulen

Nach wie vor 3,3 Millionen Erwerbslose
Zeit zu handeln statt zu tricksen 

Schlechte Meldungen kann die Bundesregierung nicht gebrauchen. Deshalb bleibt sie dabei, die 
Arbeitslosenzahlen schönzurechnen. Arbeitslose, die krank sind, einen Ein-Euro-Job haben oder an 
Weiterbildungen teilnehmen, werden bereits seit längerem nicht als arbeitslos gezählt. Viele der Arbeitslosen, die 
älter als 58 sind, erscheinen nicht in der offiziellen Statistik. Im Juli 2009 kam eine weitere Ausnahme hinzu: Wenn 
private Arbeitsvermittler tätig werden, zählt der von ihnen betreute Arbeitslose nicht mehr als arbeitslos, obwohl er 
keine Arbeit hat. 
Wer die tatsächliche Arbeitslosigkeit erfassen will, muss ehrlich rechnen. Dazu sagte der damalige 
Arbeitsminister Olaf Scholz (SPD) am 4. Juli 2009 in der Fernsehsendung Panorama: „Alles, was an Effekten durch 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen entsteht, wird jedes Mal zusammen mit der Arbeitsmarktstatistik veröffentlicht. 
... Ich glaube, dass man sich auf die Seriosität dieses Prozesses verlassen kann.“ Wer anders rechnen wolle, könne 
ja „seine Zahl veröffentlichen – und dazu ein Flugblatt drucken.“ Das tun wir gern. Auch laut Valerie Holsboer, 
Vorständin der Bundesagentur für Arbeit, reicht die offizielle „Arbeitslosenzahl allein […] für eine transparente 
Darstellung nicht aus“ (Neue Osnabrücker Zeitung vom 16.12.2017). Hier ist die tatsächliche Zahl, die allein auf 
amtlichen Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit beruht. Im April 2018 waren tatsächlich mehr als 
3,3 Millionen Menschen arbeitslos. Zeit zu handeln statt zu tricksen.

Darüber hinaus tauchen 82.000 nicht erwerbstätige Personen – die korrigierte sogenannte stille Reserve1 – in 
keiner Arbeitslosenstatistik auf, weil sie sich entmutigt vom Arbeitsmarkt zurückgezogen haben und sich nicht 
(mehr) als arbeitslos registrieren lassen. 

Offizielle Arbeitslosigkeit im April 2018 

Nicht gezählte Arbeitslose verbergen sich hinter: 2.383.752 

Älter als 58, beziehen Arbeitslosengeld II 165.531 

Ein-Euro-Jobs (Arbeitsgelegenheiten) 69.131 

Förderung von Arbeitsverhältnissen 6.828 

Fremdförderung 261.297 

Bundesprogramm Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt 15.655 

berufliche Weiterbildung 157.871 

Aktivierung und berufliche Eingliederung (z. B. Vermittlung durch Dritte) 194.723 

Beschäftigungszuschuss (für schwer vermittelbare Arbeitslose)  2.135 

Kranke Arbeitslose (§146 SGB III) 73.693 

Nicht gezählte Arbeitslose gesamt 946.864

Tatsächliche Arbeitslosigkeit im April 2018 3.330.616 

Quellen: Bundesagentur für Arbeit: Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt. April 2018, Tab. 
6.7. Die dort aufgeführten Gründungszuschüsse und die sonstige geförderte Selbstständigkeit haben wir 
in der Tabelle nicht berücksichtigt. Die dort ebenfalls aufgeführten älteren Arbeitslosen, die aufgrund 
verschiedener rechtlicher Regelungen (§§ 428 SGB III, 65 Abs. 4 SGB II, 53a Abs. 2 SGB II u.a.) nicht als 
arbeitslos zählen, befinden sich in der Gruppe „Älter als 58“, beziehen Arbeitslosengeld I oder ALG II.

1 IAB Kurzbericht 7/2018, Seite 10 (stille Reserve im engeren Sinn –IAB-Prognose für 2018). 

DIE LINKE ist generell gegen Werbung der 
Bundeswehr, bei der speziell ausgebildete Of-
fiziere in Schulen und auf Messen, Jobbörsen, 
öffentlichen Festen und noch vielen anderen 
Gelegenheiten auftreten. Abzulehnen ist insbe-
sondere auch die Plakatwerbung für die Bundes-
wehr in der Nähe von Grund- und Oberschulen. 
Daher setzt DIE LINKE mit ihrem Antrag (Drs.730) 
ein Zeichen gegen die kontinuierliche Militarisie-
rung in unserem Land. Mit der Werbung angespro-
chen werden sollen vor allem Kinder und Jugend-
liche, eben Minderjährige, für eine Aufgabe, deren 
Tragweite außerhalb jedweden bürgerlichen Be-
rufsbildes steht. 
Geworben wird für den Dienst an der Waffe, für 
einen Einsatz, der den Verlust des eigenen Le-
bens aber auch das Vernichten des Lebens ande-
rer Menschen bedeuten kann. Pflicht und Gehor-
sam sind oberstes Gebot. Zweifel und Mitleid gibt 
es nicht. 
Die Folgen sind Verrohung und ggf. Traumata der 
aus Auslandseinsätzen zurückgekehrten Soldat_
innen. Somit täuscht die Werbung über die wah-
ren Verhältnisse bei der Bundeswehr und die Be-
dingungen ihrer Einsätze. Mit der Bundeswehr-
Werbung wird schon bei Kindern eine gewollte Mi-
litarisierung der Gesellschaft befördert. 
Was wir dagegen brauchen ist eine 

Friedenserziehung in den Schulen und die kon-
sequente Ablehnung von Gewaltanwendung in 
Konflikten. 
Die Bundeswehr, mit ihren zahlreichen militäri-
schen Auslands-Einsätzen und den damit einher-
gehenden militärischen und zivilen Opfern, kann 
kein Leitbild zur Friedenserziehung sein. Unse-
re Jugend muss grundsätzlich zur Gewaltfreiheit 
erzogen werden. Die Akzeptanz unserer verfas-
sungsmäßigen Bundeswehr und die Option, Solda-
tin oder Soldat zum eigenen Berufsbild werden zu 
lassen, muss der gewissenskompetenten Volljäh-
rigkeit vorbehalten bleiben. 

Die Bundeswehr ist aber längst keine unserer Ver-
fassung gemäße Verteidigungsarmee mehr, son-
dern eine zunehmend global kämpfende Armee 
ohne wirklichen Bezug zur Verteidigung der Bun-
desrepublik. Eine moralisch korrekte Nachwuchs-
werbung für die Bundeswehr wären doch eher 
Rundschreiben an die Familien der Aktionäre und 
Vorstände der Rüstungskonzerne, sowie der guten 
Ordnung halber auch an die Familien aller Bun-
destagsabgeordneten, die für Auslandseinsätze 
die Hand heben. Vielleicht erhellte sich dann, wel-
che Infamie es darstellt, die Bundewehr werbend 
vor unsere Schulen zu schicken. 

Elisabeth Wissel

PRESSEMITTEILUNG:  10. Mai 2018
DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg unterstützt 
die sozialen Anliegen unserer engagierten 
Quartiersräte im Schöneberger Norden. 
Deshalb hat unsere Fraktion die Initiative für 
einen Antrag in der BVV ergriffen, die die Fort-
dauer des Quartiersmanagements im Schö-
neberger Norden befürwortet. SPD und die 
Grünen haben sich uns angeschlossen. 

Trotz dieser großen Einmütigkeit im Rathaus ist 
es uns nicht gelungen, die Fortführung des Quar-
tiersmanagements im Schöneberger Norden nach 
2021 zu sichern. Die Evaluierung des Soziale 
Stadt Gebiets durch das IfS (Institut für Stadtfor-
schungund Strukturpolitik GmbH) kam zu dem 
Schluss, dass „das Gebiet nun nicht mehr förde-
rungsbedürftig“ sei. Diese Einschätzung teilen wir 
aus den in dem BVV-Antrag dargelegten Gründen 
nicht. 

Es war aber auch klar, dass die Sondermittel des 
Sozialen Stadt Programms immer nur für eine 

gewisse Zeit für das Gebiet zur Verfügung stehen 
können. Umso wichtiger ist es nun, mit allen Ak-
teur_innen gemeinsam bezirkliche Regelfinanzie-
rungen für tragende Projekte zu finden, die bis-
lang über das Soziale Stadt Programm finanziert 
wurden.

Wir nehmen gerne das entsprechende Ge-
sprächsangebot der Senatorin Lompscher und 
der Senatsverwaltung an und hoffen dabei auch 
auf die konstruktive Mitwirkung der Zählgemein-
schaft. Mit dem Antrag konnten wir eine brei-
te Debatte entfachen darüber, wie die öffentliche 
Hand die soziale Entwicklung in den Stadtteilen 
künftig sinnvoll und vor allem nachhaltig unter-
stützen kann, auch über bisherige Förderkonzep-
te hinaus.

BV DR. Christine Scherzinger 
(Sprecherin für Wirtschaft und Stadtentwicklung), 

BV Katharina Marg (Mitglied im Quartiersrat), 
BV Elisabeth Wissel (Fraktionsvorsitzende), 

Linksfraktion in Tempelhof-Schöneberg 

Wir brauchen für die Zukunft eine tragfähi-
ge Lösung für das Quartiersmanagements 
im Schöneberger Norden
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Milieuschutz in Tempelhof-Schöneberg

Bauen ja, aber nicht um 
jeden Preis 

PRESSEMITTEILUNG:  
31. Mai 2018  
Dass uns die SPD und 
Grüne mit ihren ge-
stellten Stadträten so 
viel Einfl uss im Be-
zirk Tempelhof-Schö-
neberg zubilligen, dass 
wir mit 5-köpfi ger Frak-
tion in der BVV Baupro-
jekte verhindern könn-
ten, ist wohl reichlich 
übertrieben. 
SPD und Grüne verfügen 
über eine eigenständige 
Mehrheit und sollten bei 
Fehlentwicklungen nicht 
mit dem Finger auf ande-
re zeigen. 
DIE LINKE Tempelhof-
Schöneberg stellt sich 
sinnvollen Wohnungsbau-
projekten, die bezahlbares 
Wohnen in unserem Bezirk 
ermöglichen, nicht entge-
gen. Aber genau an die-
sem Anspruch werden wir 
Bauprojekte auch künf-
tig messen. Und selbst-
verständlich werden wir 
auch in Zukunft dafür sor-
gen, dass die Belange der 
Anwohnerinnen und An-
wohner nicht übergangen 
werden. 

Darüber hinaus setzen 
wir uns für den Milieu-
schutz ein und für eine 
konsequente Rückfüh-
rung von zweckentfrem-
deten Wohnungen in den 
Wohnungsmarkt.

Linksfraktion in der BVV 
Tempelhof-Schöneberg 

von Berlin
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Ein Soliabend mit aktuellen Infos und 
Kubanischer Live-Musik

Donnerstag, 28. Juni 2018
18.30 Uhr, Grüne Passage
B r a n d e n b u r g e r  P l a t z  3 5
15827 Blankenfelde-Mahlow

Kuba ist 1959 als erstes Land Lateinamerikas aus dem „Hinterhof 
der USA“ ausgebrochen und behauptet seitdem seinen eigenen 
Entwicklungsweg. Seit fast 60 Jahren widersteht Kuba einer 
völkerrechtswidrigen Blockade, 3.478 Kubanerinnen und Kubaner 
wurden durch US-Terror ermordet, der ökonomische Schaden für das 
Land beträgt viele Milliarden US Dollar. Besessen plant die US-Regierung 
noch immer einen „Regimewechsel“ in Kuba.
 
1990 stand die Insel vor der Alternative:  
Neoliberalismus – oder aber Festhalten am sozialistischen Projekt und 
damit Verteidigung der Unabhängigkeit, Souveränität und Würde. 

Kuba hat überlebt! Heute leistet das Land einen entscheidenden 
politischen und sozialen Beitrag innerhalb  der lateinamerikanischen 
Integration ALBA (Bolivarianische Alternative für Amerika). Tausende 
kubanische Ärzte und Lehrer sind in Venezuela, Bolivien, Ecuador 
und Nicaragua tätig. Über 40.000 kubanische Ärzte sind darüber 
hinaus in über 100 Ländern im Einsatz. Kuba beweist: Eine an sozialer 
Gerechtigkeit orientierte Politik lokal und global ist auch heute  möglich.

Seit Beginn an ist es für DIE LINKE selbstverständlich, aktive Solidarität 
mit dem sozialistischen Cuba und den anderen ALBA Staaten zu leisten. V.
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und Nicaragua tätig. Über 40.000 kubanische Ärzte sind darüber 
hinaus in über 100 Ländern im Einsatz. Kuba beweist: Eine an sozialer 
Gerechtigkeit orientierte Politik lokal und global ist auch heute  möglich.
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Soliabend mit 
aktuellen Infos 
und Kubanischer 
Live-Musik
Do., 28. Juni 2018
18.30 Uhr, 
Grüne Passage
B r a n d e n b u r g e r 
P l a t z  3 5, 15827 
Blankenfelde-
Mahlow

Fortsetzung von Seite 1
Die Bundesregierung einschließlich der SPD  wol-
le an den sozialen Verhältnissen nichts Grundle-
gendes  ändern, da ihre Loyalität den Kapitalinte-
ressen gilt.

Hinzu kommt eine unverantwortliche Außenpoli-
tik, gegen die sich der Parteitag wendet: „Mit den 
Bombardierungen von Syrien, mit machtpoliti-
schem Druck und Drohungen bis zum Atomkrieg 
versuchen die USA, ihre Rolle als größte Militär-
macht zu festigen. Dazu wurde das Atomabkom-
men mit dem Iran durch US-Präsident Trump auf-
gekündigt… Die NATO will ihre Mitgliedsstaaten 
zur Aufrüstung verpfl ichten. 

Es drohen ein neues Wettrüsten und weitere Krie-
ge. Auch Deutschland plant, die Ausgaben fürs 
Militär nahezu zu verdoppeln. Die Bundesregie-
rung will Deutschland als weltpolitischer Akteur 
mit militärischer Macht, als Dominanzmacht in 
und mit der EU aufstellen… In der internationa-
len Politik fi ndet ein Rechtsruck statt. Der Ton der 
Bundesregierung gegenüber Russland hat sich 

gefährlich verschärft. Antirussische Stimmungs-
mache nimmt zu… Die Bundeswehr hat Solda-
ten in Litauen und Polen direkt an der russischen 
Grenze stationiert. Dazu sagt DIE LINKE Nein! Sie 
fordert den Rückzug der Bundeswehr und das Ver-
bot von Truppentransporten von NATO Staaten 
über deutsches Territorium…“ 

In Leipzig wurde bekräftigt: „Deeskalation und 
Abrüstung sind das Gebot der Stunde!“ 

Positiv am Parteitagsende: Nach der teilweise 
sehr unsachlich geführten Debatte über eine 
„linke Einwanderungspolitik“  kündigten die 
Fraktions– und Parteivorsitzenden in einer ge-
meinsamen Erklärung endlich eine Klausur von 
Parteivorstand und Bundestagsfraktion und eine 
Fachkonferenz zur Flucht– und Migrationspolitik 
an. 
Infos zu Reden und Beschlüssen des Parteitages 
unter.  
https://www.die-linke.de/partei/parteistruktur/
parteitag/leipziger-parteitag-2018/

Carsten Schulz, Delegierter

Nachbetrachtung Bundesparteitag
„Dieses Land verändern!“

Milieuschutz in Tempelhof-Schöneberg
In Tempelhof-Schöneberg gibt es mittlerweile sie-
ben soziale Erhaltungsgebiete, auch als Milieu-
schutzgebiete bezeichnet. Der Bezirk reagiert da-
mit auf steigende Mieten und Verdrängung. Um 
die Zusammensetzung der Bewohner_innenschaft 
zu erhalten, können aufwendige Modernisierun-
gen und die Umwandlung in Wohnungseigentum 
eingeschränkt werden. Verkäufe ganzer Häuser 
sind nur mit Aufl agen zum Schutz der Mieter_in-
nen möglich, in Einzelfällen kann der Bezirk sein 
Vorkaufsrecht geltend machen.

Bisher gab es im Bezirk die vier Milieuschutzge-
biete Barbarossaplatz/Bayrischer Platz, Bautze-
ner Straße, Kaiser-Wilhelm-Platz und Schöneber-
ger Insel. Auch die Fraktion DIE LINKE hat sich 
im Stadtentwicklungsausschuss und in der Be-
zirksverordnetenversammlung dafür eingesetzt, 
dass weitere soziale Erhaltungsgebiete ausgewie-
sen werden. Im Frühjahr 2018 kamen Schöne-
berger Norden, Schöneberger Süden und Tempel-
hof hinzu. Ein achtes Gebiet am Grazer Platz ist in 
Vorbereitung. Die CDU möchte dort einzelne Ge-
bäude mit Eigentumswohnungen aus dem Schutz 
herausnehmen.

Die sozialen Erhaltungssatzungen bieten nur ei-
nen begrenzten Schutz und können bestenfalls 
die schlimmsten Auswirkungen der profi torien-
tierten Verwertung privaten Immobilieneigentums 

einschränken.

Sprechen Sie mit Ihren Nachbar_innen
Die Ausweisung sozialer Erhaltungsgebiete ist 
eine städtebauliche Maßnahme. Damit soll die Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung geschützt 
werden, keine einzelnen Personen. Umso wich-
tiger ist es, dass die Mieter_innen aufmerksam 
bleiben und schnell reagieren, sobald sie zum Bei-
spiel von geplanten Verkäufen oder Modernisie-
rungen erfahren, denn es gibt Fristen, in denen 
gehandelt werden sollte. Sie können sich an Mie-
terberatungsstellen oder an das Bezirksamt wen-
den, oder Einwohneranfragen an die Bezirksver-
ordnetenversammlung (BVV) richten.

Die längst beschlossenen off enen Beratungsstel-
len für alle Mieter_innen in Tempelhof-Schöne-
berg sind noch immer nicht eingerichtet. Stadtrat 
Jörn Oltmann berichtete im Stadtentwicklungsaus-
schuss am 13. Juni, dass die Auftragsvergabe nun 
„abschließend vorbereitet und durchgeführt“ wer-
den solle. Als Grund der Verzögerung gab er an, 
der Bezirk Pankow habe rechtliche Bedenken an-
gemeldet, die seien nun jedoch durch die Senats-
verwaltung ausgeräumt worden. Im Bezirk Pan-
kow wird die Beratung bereits angeboten.
Die Bezirksverordneten der LINKEN setzen sich 
gerne gemeinsam mit den Mieter_innen dafür ein, 
die Möglichkeiten des Milieuschutzes zu nutzen.

Elisabeth Voß



Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietstei-
gerungen? Wo werden ganze Häuser „leergezo-
gen“ um grundzusanieren und anschließend in Ei-
gentumswohnungen umzuwandeln? Wo werden 
Wohnungen zu Ferienwohnungen umgewandelt 
oder bereits als solche genutzt? Wo werden die 
weitgehenden Mieterhöhungsspielräume extrem 
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. und Do: 11 - 18 Uhr
Mo. und Fr: 11 - 15 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
E-Mail: bezirk@dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Webseite: www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversammlung 
Do. 06.09.2018, 19 Uhr
Bezirksvorstand
27.06., 11. u. 25.07.2018, 
19 Uhr  
Basisorganisationen(BO) 
BO Schöneberg
Mietveranstaltung
09.07.2018, 19 Uhr, Rat-
haus Schöneberg 
BO Tempelhof
26.07.2018, 19 Uhr 
Rudolf-Wissell-Haus. Alt-
Mariendorf 24-26, 12107 
Berlin-Mariendorf
Beratungstermine für 
KulturLeben: Anmeldung
Je 3. Di.: 17.07.2018 und 
21.08.2018, 16 Uhr
AK-RoteBeete
17.07., 19 Uhr
Lesekreis Karl Marx
15.09.2018, 17 Uhr
Inselgespräche
07.07., 15 Uhr
SDS Veranstaltung 
Thema: Russland, 19 Uhr
Bezirksfraktion: S. 3
Unser Abgeordneter: 
Harald Gindra, MdA, S. 4
Philipp Bertram, MdA, S. 4
JobCenter-Infostand
Di. 03.07. 10 Uhr, Wolf-
ramstr. vorm JobCenter

Zur Fiesta de Solidaridad nach Berlin!
Am 28. Juli 2018 feiert die AG Cuba Sí wieder 
die traditionelle „Fiesta de Solidaridad“ in Ber-
lin. „Man fühlt sich wie in Kuba!“ – so erzählen 
es jedes Jahr die Besucher der „Fiesta de Soli-
daridad“. Die AG Cuba Sí lädt am 28 Juli 2018 
wieder Kubafreund*innen aus dem In- und 
Ausland zu diesem großen Solidaritätsfest 
in die Berliner „Parkaue“ ein. Auch in diesem 
Jahr erwartet die Besucher*innen ein umfang-
reiches Programm: Musik, Vorträge, Ausstellun-
gen und Diskussionen, auch gibt es Baseball, Bo-
xen und Domino. An über 50 Ständen locken kari-
bische Cocktails, leckeres Essen, Infos aus Kuba 
und Lateinamerika sowie interessante Gespräche. 
Für die Talkrunden hat Cuba Sí interessante Gäs-
te eingeladen, so zum Beispiel den kubanischen 
Kosmonauten Arnaldo Tamayo, angekündigt hat 
sich auch sein „Interkosmos“-Kollege Siegmund 
Jähn. Bei der Fiesta dabei sind auch María del 
Carmen Cejas, Präsidentin unserer Partnerorgani-
sation für die Milchprojekte (ACPA), sowie Elio Gá-
mez, Vizepräsident des Kubanischen Instituts für 
Völkerfreundschaft. 
Die kleinen Fiesta-Besucher können sich auf ein 
wunderbares Kinderfest freuen, und bei unse-
rer Solidaritätstombola ist der Hauptpreis ein 
Flugticket nach Kuba. Am Abend steht die Band 
„Che Sudaka“ live auf der Fiesta-Bühne! Und für 

die Nimmermüden beginnt um 22 Uhr eine Af-
ter-Show-Party im Stadtteilladen „Zielona Gora“. 
am Boxhagener Platz, Grünberger Str. 73, 10245 
Berlin.
„Umsonst und draußen“ – so feiern wir die „Fies-
ta de Solidaridad“ auch in diesem Jahr! Wer sich 
trotzdem an der Finanzierung unseres Solifes-
tes beteiligen möchte, kann dies mit einer Spen-
de von 5 Euro tun. Dafür gibt’s den Soli-Button 
– getragen am T-Shirt oder am Rucksack macht 
er Euch als Unterstützer der Fiesta erkennbar. 
Und wer Lust hat, am Fiesta-Tag dem Organisati-
onsteam zu helfen – beim Auf- oder Abbau, beim 
Cocktail-Mixen, beim Bierverkauf oder beim Ver-
kauf der Lose –, der melde sich bitte unter: 
berlin@cuba.si.org Nos vemos! Wir sehen uns in 
Berlin. AG Cuba Sí (www.cuba-si.org)

Fiesta de Solidaridad
28. Juli 2018, 14 – 22 Uhr
Parkaue Berlin-Lichtenberg, 
Nähe S- und U-Bhf. 
Frankfurter Allee
After-Show-Party 
Ab 22 Uhr, Stadtteilladen 
„Zielona Gora“, Grünberger 
Straße 73, 10245 Berlin 
(am Boxhagener Platz)

ausgenutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu 
extremen Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen 
Hartz-IV-Haushalte Wohnungen räumen, weil sie 
eine Auff orderung des JobCenters erhielten, ihre 
Mietkosten zu senken?
Wir wollen das in politische Initiative umsetzen: 
krasse Fälle öff entlich machen, die Vernetzung 
und den Widerstand unterstützen und im Rah-
men unserer Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- 
und Bundesebene parlamentarische Initiativen 
anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder per 
Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 
10827 Berlin


